
nis muß sein, daß sich die Mitgliedschaft der vollbrachten Lei­
stungen ihrer Partei voll bewußt wird, daß sie die hinter den 
Einzelmaßnahmen wirkende Strategie erkennt und für richtig be­
findet, und daß sie im neuen Parteijahr mit Selbstbewußtsein, 
Kraftgefühl und Zuversicht an die aufgezeigten Aufgaben heran­
geht. Unter dieser allgemeinen Zielsetzung muß in den Partei­
einheiten jetzt gearbeitet werden.

Es scheint ratsam, daß in den Mitgliederversammlungen und 
Delegiertenkonferenzen folgende politischen Gesichtspunkte, die 
in unmittelbarem Zusammenhang mit der Resolution des Partei­
vorstandes stehen, mit berücksichtigt werden:

Welche politischen und wirtschaftlichen Maßnahmen hat die 
SED im Berichtsjahr durchgeführt und wo liegen die Gründe für 
diese Politik?

Hier ist der Schwerpunkt auf die Feststellung zu legen, daß 
sich die Partei in ihren Grundsätzen und Zielen Gegenwarts­
forderungen gestellt hat, deren Erfüllung die Grundvoraus­
setzung dafür ist, daß die Partei ihr erstes strategisches Ziel er­
reicht: nämlich den Aufbau einer fortschrittlichen antifaschistischen 
Demokratie. Es scheint mir wesentlich, daß wir diese unsere poli­
tische Grundkonzeption eindringlich darlegen. Wir sehen unsere 
nächste Aufgabe nicht darin, den Kampf um den Sozialismus als 
Gegenwartsaufgabe zu führen, sondern nach den besonderen 
Entwicklungsbedingungen in Deutschland und der Verfilzung von 
Finanzkapital, Großgrundbesitz, Militarismus und Faschismus sieht 
die Partei ihre unmittelbare Aufgabe darin, die wirtschaftliche 
Machtposition dieser reaktionären Mächtegruppierung zu zer­
schlagen. Das ist der erste Hauptstoß, den die Partei seit ihrem 
Bestehen geführt hat. Diesen politischen Kampf gegen die Träger 
des Militarismus und Imperialismus zu führen, muß die un­
mittelbare Aufgabe unserer Partei sein, um die Voraussetzungen 
für den neuen demokratischen Weg zu schaffen, mit dessen Hilfe 
wir eine demokratische Entwicklung zum Sozialismus anstreben.

Neben vielen Erfolgen hat unsere Partei in dem zurück­
liegenden Jahr zwei bedeutsame geistige Schöpfungen vollbracht. 
Ich meine den Verfassungsentwurf mit seiner staatsrechtlichen Be­
gründung und die Entwicklung eines antifaschistisch-demokrati­
schen Weges zum Sozialismus, in dem die Grundprinzipien des 
Marxismus unter Berücksichtigung der besonderen Entwicklungs­
bedingungen in Deutschland richtungweisend zum Ausdruck ge­
bracht werden. Durch unsere Politik der Sicherung und Ent­
faltung einer neuen demokratischen Ordnung in Deutschland 
haben wir die widerstreitenden Auffassungen in der deutschen 
Arbeiterbewegung über den direkten Übergang zum Sozialismus 
oder das friedliche Hineinwachsen in den Sozialismus auf dem 
Boden einer formalen Demokratie als eine überholte und von 
der Geschichte widerlegte Strategie hinter uns gelassen. Die 
gegenwärtige besondere Lage im nachfaschistischen Deutsch­
land besteht darin, daß der reaktionäre staatliche Gewaltapparat 
zerbrochen worden und die Möglichkeit für den Aufbau eines 
demokrqjischen Staates auf neuer wirtschaftlicher Grundlage ge­
geben ist. Dadurch ist eine Voraussetzung dafür erfüllt, daß die 
reaktionären Kräfte in einem Teil Deutschlands nicht mehr über 
die wirtschaftlichen und politischen Machtmittel verfügen, mit 
denen sie die endgültige Befreiung der Arbeiterklasse auf dem 
antifaschistisch-demokratischen Wege verhindern können. Das 
sind die gesellschaftlichen und ökonomischen Gegebenheiten, aus 
denen heraus wir die Strategie unserer Partei entwickelt haben, 
und weshalb wir die Möglichkeit des demokratischen Weges zum 
Sozialismus in unsere politischen Grundsätze mit aufgenommen 
haben. Ich halte es für richtig, daß wir in den Rechenschafts­
berichten auf den vorbereitenden Konferenzen diese neue und 
allein mögliche politische Strategie unserer Partei aufzeigen, be­
gründen und nachweisen, daß die politische und wirtschaftliche 
Entwicklung unserer Zone im Vergleich zum Westen die Richtig­
keit der Politik unserer Partei ohne Einschränkung bestätigt.

Bisweilen habe ich .den Eindruck, als ob die Politik unserer 
Partei in den unteren Einheiten noch nicht in ihrem vollen Um­

fange erkannt und verstanden wird. In diesem Zusammenhang ist 
das große Reformwerk als Mittel zur Sicherung der Demokratie 
darzustellen und nachzuweisen, in welch breitem Umfange sich

die Arbeiterklasse in der Ostzone durch diese Politik den ent­
scheidenden Einfluß auf Gesetzgebung und Verwaltung der Län­
der, Kreise und Gemeinden gesichert hat. Die beiden Haupt­
referate unseres Parteitages behandeln deshalb eben nicht etwa 
das Thema „Sozialismus als Gegenwartsaufgabe“, sondern sie be­
handeln den „Kampf um die nationale Einheit und um die De­
mokratisierung Deutschlands“ und den „Demokratischen Neuauf­
bau in Wirtschaft und Verwaltung“. Es scheint zweckmäßig, die 
Referate in den Mitglieder-, Kreis- und Landesversammlungen un­
gefähr auf diese Grundlinie unserer Politik abzustimmen.

überprüfen wir die Frage, wie weit es gelungen ist, die inner­
parteiliche Verschmelzung der beiden Parteien zu vollziehen, so 
können wir folgendes feststellen:

Nach den Berichten, die die Landesvorstände dem Zentral- 
sekretariat gegeben haben, ist der innerparteiliche Zusammen­
hang im großen und ganzen als gut zu bezeichnen. Aus politi­
schen Freundschaften sind persönliche Freundschaften entstan­
den, und die gemeinsame Aufgabe und das gemeinsame Ziel so­
wie auch die tägliche Zusammenarbeit haben im Verlauf des 
hinter uns liegenden Jahres die Einheit der Partei wesentlich ge­
festigt. Wir wollen aber nicht verkennen, daß hier und da die 
Arbeit darunter leidet, daß noch nicht überall das richtige Ver­
trauensverhältnis hergestellt wurde. Ich bin der Meinung, daß es 
da, wo solche Zustände bestehen, nunmehr an der Zeit ist, daß 
sie als Kinderkrankheiten der Vereinigung endlich abgestellt 
werden.

Das abgelaufene Jahr gab die Möglichkeit, sich gegenseitig 
von dem ehrlichen Willen zu überzeugen, mit ganzer Kraft der 
Einheit der Arbeiterbewegung dienen zu können. Das endlich 
vollbrachte Einigungswerk der Arbeiterbewegung vor Schäd­
lingen zu bewahren, ist unser aller Pflicht und erfordert von jedem 
ein gesundes Maß proletarischer Wachsamkeit, die allerdings nicht 
in Argwohn oder Mißtrauen ausarten darf.

Im Mittelpunkt der Vorbereitungen des Parteitages selbst muß 
der Kampf unserer Partei für die Einheit der Arbeiterbewegung 
in ganz Deutschland, verbunden mit dem Kampf um die politische 
und wirtschaftliche Einheit Deutschlands, stehen. Das sind die 
besten Grundforderungen unserer Partei, die auf allen Mit­
gliederversammlungen, Kreis- und Landesdelegiertenkonferenzen 
eindringlich und umfassend dargestellt werden müssen.

Das sind gleichzeitig die beiden Hauptziele, für deren Ver­
wirklichung die Partei auch im neuen Parteijahr ihre ganze Kraft 
einsetzen wird. Es muß uns gelingen, die Einheitsbewegung in 
den Westen hineinzutragen und dadurch* eine politische Kraft in 
diesen Teilen unseres Landes zu entfalten, durch die allein die 
fortschrittliche Demokratie gesichert und die Einheit Deutschlands 
gewahrt werden wird. Eine unserer Hauptaufgaben im neuen 
Parteijahr wird es also sein müssen, das zu eng gewordene Kleid 
einer Zonenpartei abzulegen und den Durchstoß zu einer gesamt­
deutschen Partei zu vollziehen. Wir wissen, wie schwierig die 
Lösung dieser Aufgabe ist und welche Hindernisse uns die Be­
setzungsmächte im Westen in den Weg legen. Trotzdem muß die 
Einheitsbewegung im, Westen energisch vorangetrieben werden, 
da die Ausweitung unserer politischen Kraft als Partei in alle 
Zonen hinaus eine entscheidende Voraussetzung für die Durch­
führung unseres politischen Minimalprogramms ist, nämlich Siche­
rung und Entfaltung einer fortschrittlichen Demokratie in ganz 
Deutschland. Die Entwicklung im Westen nach 1945 und die 
Wahlen haben gezeigt, wie schwach die fortschrittlichen Kräfte 
der Arbeiterbewegung im Westen sind und wie notwendig es ist, 
durch die Schaffung der SED im Westen eine große und poli­
tische, wirksame Massenbewegung auszulösen.

Für diese gesamtdeutsche Partei kann nicht ein Zonenort, son­
dern nur die Hauptstadt Deutschlands der Tagungsort ihres Partei­
tages sein, der ihrer politischen Bedeutung und ihrer Zielsetzung 
entspricht. So hat Berlin als Tagungsort unserer Partei einen 
politischen wie auch einen symbolischen Wert, den wir bewußt 
herausstellen werden.

Setzen wir alle unsere Kraft daran, unsere Partei im Hinblick 
auf den II. Parteitag zu mobilisieren. Dieser Parteitag soll der Ab­
schluß und die Krönung eines arbeitsvollen und erfolgreichen 
Jahres sein.
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